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// Im Blickpunkth

Die EU-Kommission fordert bei der betrieblichen Altersversorgung f�r die Angestellten von Kommunen in Deutschland

fairen Wettbewerb ein (EU-Kommission PM vom 14.3.). Deutschland wurde vor einem Jahr vom EuGH wegen der direkten

Vergabe der Versorgungsvertr�ge an einige wenige Anbieter verurteilt. Nunmehr verlangt die Kommission schnelle Nach-

besserung, nachdem die deutschen Beh�rden das EuGH-Urteil nicht umgesetzt haben. Dies ist vor dem Hintergrund des

Gr�nbuchs „Alterssicherung“ mit Spannung zu verfolgen, da der dort vorgesehene Wettbewerb das Aus der betrieblichen

Altersversorgung in seiner bisherigen Form in Deutschland bedeuten w�rde (vgl. bereits den Blickpunkt in BB 2011, 435).

Der Wettbewerbsgedanke scheint sich damit fortzusetzen.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
vonNadjaRoß-Kirsch, RA, Se-

niorAssociate, R�dl&Partner,

Eschborn

EuGH: Arbeitnehmer haben in
Europa Rechtswahlfreiheit

Bei arbeitsrechtlichen Streitigkeiten im Euro-

p�ischen Wirtschaftsraum ist das Recht des

Staates anzuwenden, in dem der Arbeitneh-

mer seine beruflichen Verpflichtungen im

Wesentlichen erf�llt. Dies gilt unabh�ngig

von einer abweichenden Rechtswahl der

Parteien im Arbeitsvertrag. Dies hat der Ge-

richtshof der Europ�ischen Union in einem

aktuellen Urteil klargestellt (Urteil vom

15.3.2011, C-29/10).

Die Entscheidung macht deutlich, dass die

Rechtswahlfreiheit eingeschr�nkt wird, um

den Arbeitnehmer zu sch�tzen. Er wird als

schw�chere Vertragspartei gesehen und darf

durch die Wahl des Gerichtsstands nicht be-

nachteiligt werden. Vielmehr gilt grunds�tz-

lich der rechtliche Schutz des Landes, in

dem der Arbeitnehmer seine berufliche T�-

tigkeit oder den gr�ßten Teil der T�tigkeit

tats�chlich aus�bt.

Arbeitgeber sollten vor dem Hintergrund

dieser Entscheidung keinesfalls auf standard-

m�ßige Rechtswahlvereinbarungen in Ar-

beitsvertr�gen zur�ckgreifen, wenn Arbeit-

nehmer in anderen L�ndern t�tig werden.

Sie gehen sonst das Risiko ein, dass die

Klauseln unwirksam sind. Dies kann sich, wie

zahlreiche Praxisf�lle zeigen, zur Kostenfalle

entwickeln. Denn meist wird dies erst im Fall

der K�ndigung entdeckt. Der Arbeitnehmer

kann sich dann darauf berufen, die K�ndi-

gung sei nicht wirksam, wenn aufgrund der

ung�ltigen Rechtswahlvereinbarung nicht

die Schutzbestimmungen des Landes einge-

halten wurden, in dem er �berwiegend t�tig

war. Dar�ber hinaus k�nnen sich bei einer

unwirksamen Rechtwahlvereinbarung auch

weitere Anspr�che ergeben, wenn landes-

rechtliche Vorgaben, beispielsweise ein ge-

setzlicher Mindestlohn, zul�ssige Arbeitszei-

ten, Urlaubsgeldregelungen oder Anspr�che

aus allgemeinverbindlichen Tarifvertr�gen

w�hrend der Dauer des Arbeitsverh�ltnisses

nicht angewendet werden.

Entscheidungen
BAG: Betriebsrente – Auslegung einer

Versorgungsordnung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

30.11.2010 – 3 AZR 475/09 – wie folgt: Sieht eine

Versorgungsordnung in Form einer Betriebsver-

einbarung vor, dass die H�lfte der gesetzlichen

Rente auf das betriebliche Ruhegeld anzurechnen

ist und dass eine K�rzung der gesetzlichen Rente

um Abschl�ge, die aufgrund vorzeitigen Eintritts

indenRuhestandwegender l�ngerenBezugsdau-

er der gesetzlichen Rente erfolgen, durch das Un-

ternehmen nicht ausgeglichen wird und daher

„voll zu Lasten des Mitarbeiters geht“, ist bei der

BerechnungderBetriebsrentenichtdie tats�chlich

gezahlte, gek�rzte gesetzliche Rente zugrunde zu

legen, sondern die abschlagsfreie gesetzliche

Rente,diederArbeitnehmererhaltenw�rde,wenn

ernichtvorzeitig indenRuhestandgetretenw�re.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2011-819-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Einigungsstellenspruch zur Arbeitszeit

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

9.11.2010 – 1 ABR 75/09 – wie folgt: Haben die

Tarifvertragsparteien Arbeitszeitfragen geregelt,

die dem Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats

nach § 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BetrVG unterliegen,

und dabei den Betriebsparteien einen Gestal-

tungsraum vorgegeben, ist daran auch die Eini-

gungsstelle nach § 87 Abs. 1 Eingangshalbs.

BetrVG gebunden. H�lt sich deren Entscheidung

innerhalb des ihr er�ffneten Entscheidungsrah-

mens, liegt ein Ermessensfehler i. S. d. § 76

Abs. 5 Satz 4 BetrVG regelm�ßig nicht vor.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2011-819-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Tendenzeigenschaft eines

Unternehmens

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

14.12.2010 – 1 ABR 93/09 – wie folgt: Die Ten-

denzeigenschaft eines Unternehmens i. S. d.

§ 118 Abs. 1 S. 1 BetrVG betrifft eine Vorfrage ei-

nes Rechtsverh�ltnisses i. S. d. § 256 Abs. 1 ZPO.

Ein darauf gerichteter Feststellungsantrag ist un-

zul�ssig. Hierdurch wird das Bestehen oder

Nichtbestehen eines betriebsverfassungsrechtli-

chen Rechtsverh�ltnisses nicht abschließend ge-

kl�rt. Feststellungsantr�ge, die das Bestehen

oder Nichtbestehen einer Religionsgemeinschaft

und ihrer karitativen und erzieherischen Einrich-

tungen i. S. d. § 118 Abs. 2 BetrVG betreffen, sind

dagegen zul�ssig. Hierdurch wird das Bestehen

eines betriebsverfassungsrechtlichen Rechtsver-

h�ltnisses gekl�rt, weil nach dieser Bestimmung

das Betriebsverfassungsgesetz auf derartige Ein-

richtungen keine Anwendung findet.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2011-819-3

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Unterrichtungsanspruch des

Betriebsrats

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

27.10.2010 – 7 ABR 36/09 – wie folgt: Der Unter-

richtungsanspruch des Betriebsrats nach § 99

Abs. 1 S. 1 und 2 BetrVG bei Einstellungen von

Arbeitnehmern erstreckt sich grunds�tzlich nicht

auf den Inhalt des Arbeitsvertrags oder auf ein-

zelvertragliche Vereinbarungen. Die Beteiligung

des Betriebsrats bei Einstellungen ist kein Instru-

ment zur umfassenden Vertragsinhaltskontrolle.

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen; RA Dr. Hans-Peter L�w, Frankfurt a.M.;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn; RATimWybitul, Frankfurt a.M.
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